
träge werden, so wurde vorsorglich mitge­
teilt, vom UN-Sekretariat im Rahmen seiner 
(begrenzten) Kapazitäten und unter Berück­
sichtigung des Grundsatzes der Gleichbe­
handlung bearbeitet. 
Jeder Regierung steht es frei, die Modalitä­
ten für derartige Anträge von Privatpersonen 
auf Einsicht in die Unterlagen über einzelne 
Kriegsverbrecher zu bestimmen; so wird von 
den Kommissionsmitgliedern empfohlen, 
daß die betreffenden Regierungen zusätzlich 

zu diesen Anträgen ein Empfehlungsschrei­
ben einer Hochschul- oder Forschungsan­
stalt oder eines Berufsverbandes fordern 
sollten, um so andere Beweggründe als die 
des Forschungsvorhabens auszuschließen. 
Ferner sollten sich die Regierungen Kenntnis 
über die Art des beantragten Materials ver­
schaffen und die Gefahr eines Mißbrauchs 
sorgsam abwägen. Der Antragsteller selbst 
wird mittels einer von ihm zu unterzeichnen­
den Erklärung dazu verpflichtet, bei einer 

eventuellen Veröffentlichung über die Unter­
lagen des Kriegsverbrecher-Archivs einen 
Quellenvermerk anzubringen, aus dem her­
vorgeht, daß das Material einer rechtlichen 
Prüfung möglicherweise noch nicht unterzo­
gen wurde; aus einer Verwendung resultie­
rende Rechtsansprüche Dritter können da­
her nur gegenüber ihm, nicht aber gegenüber 
den Vereinten Nationen oder der Regierung 
seines Landes geltend gemacht werden. 

Sigrid Klein • 

Dokumente der Vereinten Nationen 
Recht auf Entwicklung, Menschenrechte, Recht auf Eigentum, Unternehmertum, AIDS, 
Zypern, Irak-Iran, Nahost 
R e c h t auf E n t w i c k l u n g 
GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 

Erklärung zum Recht auf Entwicklung. — 
Resolution 41/128 vom 4. Dezember 1986 

Die Generalversammlung, 
— nach Behandlung der Frage des Rechts auf 

Entwicklung, 
> beschließt, die Erklärung zum Recht auf 

Entwicklung zu verabschieden, deren 
Wortlaut dieser Resolution als Anhang 
beigefügt ist. 

Abstimmungsergebnis: +146; - 1 : Vereinigte 
Staaten; =8: Dänemark, Deutschland 
(Bundesrepublik), Finnland, Großbritan­
nien, Island, Israel, Japan, Schweden. 

A N H A N G 
Erklärung zum 

Recht auf Entwick lung 
Die Generalversammlung, 
— eingedenk der Ziele und Grundsätze der 

Charta der Vereinten Nationen bezüglich 
der Herbeiführung einer internationalen 
Zusammenarbeit zur Lösung internationa­
ler Probleme wirtschaftlicher, sozialer, 
kultureller oder humanitärer Art und zur 
Förderung und Festigung der Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten für 
alle ohne Unterschied der Rasse, des Ge­
schlechts, der Sprache oder der Religion, 

— davon ausgehend, daß Entwicklung ein 
umfassender wirtschaftlicher, sozialer, 
kultureller und politischer Prozeß ist, der 
die ständige Steigerung des Wohls der ge­
samten Bevölkerung und aller Einzelper­
sonen auf der Grundlage ihrer aktiven, 
freien und sinnvollen Teilhabe am Ent­
wicklungsprozeß und an der gerechten 
Verteilung der daraus erwachsenden Vor­
teile zum Ziel hat, 

— in Anbetracht dessen, daß nach der Allge­
meinen Erklärung der Menschenrechte je­
der Mensch Anspruch auf eine soziale und 
internationale Ordnung hat, in welcher die 
in der Erklärung niedergelegten Rechte 
und Freiheiten voll verwirklicht werden 
können, 

— unter Hinweis auf den Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte und den Internationa­
len Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte, 

— ferner unter Hinweis auf die entsprechen­
den Übereinkünfte, Konventionen, Reso­
lutionen, Empfehlungen und sonstigen In­
strumente der Vereinten Nationen und ih­
rer Sonderorganisationen zur ganzheitli­
chen Entwicklung des Menschen sowie zu 
Fortschritt und Entwicklung a l l T Völker 
im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, 
einschließlich der Instrumente zur Entko­

lonisierung, zur Verhütung von Diskrimi­
nierung, zur Achtung und Wahrung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, zur 
Wahrung des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit sowie zur weiteren 
Förderung der freundschaftlichen Bezie­
hungen und der Zusammenarbeit zwischen 
Staaten im Sinne der Charta, 

— unter Hinweis auf das Recht der Völker auf 
Selbstbestimmung, kraft dessen sie das 
Recht haben, frei über ihren politischen 
Status zu entscheiden und in Freiheit ihre 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Entwicklung zu gestalten, 

— weiterhin unter Hinweis auf das Recht der 
Völker, vorbehaltlich der einschlägigen 
Bestimmungen der beiden internationalen 
Menschenrechtspakte die volle und unein­
geschränkte Souveränität über alle ihre 
natürlichen Reichtümer und Ressourcen 
auszuüben, 

— eingedenk der Verpflichtung der Staaten 
nach der Charta, sich für die allgemeine 
Achtung und Wahrung der Menschenrech­
te und Grundfreiheiten für alle ohne jeden 
Unterschied wie den der Rasse, der Haut­
farbe, des Geschlechts, der Sprache, der 
Religion, der politischen oder sonstigen 
Anschauung, der nationalen oder sozialen 
Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder 
des sonstigen Status einzusetzen, 

— in der Auffassung, daß es zur Schaffung 
von Bedingungen beitragen würde, welche 
die Entwicklung großer Teile der Mensch­
heit begünstigen, wenn die massiven und 
flagranten Verletzungen der Menschen­
rechte von Völkern und Einzelpersonen 
beseitigt würden, die von Situationen be­
troffen sind, wie sie durch Kolonialismus, 
Neokolonialismus, Apartheid, alle Formen 
des Rassismus und der rassischen Diskri­
minierung, Fremdherrschaft und auslän­
dische Besetzung, Aggression und die Be­
drohung der nationalen Souveränität, na­
tionalen Einheit und territorialen Integri­
tät sowie Kriegsdrohungen verursacht 
werden, 

— besorgt über das Bestehen schwerwiegen­
der Hindernisse für die Entwicklung sowie 
für die volle Entfaltung von Menschen und 
Völkern, unter anderem auf Grund der 
Vorenthaltung von bürgerlichen, politi­
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kul­
turellen Rechten, sowie in der Auffassung, 
daß alle Menschenrechte und Grundfrei­
heiten unteilbar und interdependent sind, 
daß der Realisierung, der Förderung und 
dem Schutz der bürgerlichen, politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte im Hinblick auf die Förderung der 
Entwicklung gleiche Aufmerksamkeit und 
dringliche Beachtung geschenkt werden 
sollte und daß somit die Förderung und 
Achtung beziehungsweise die Wahrneh­

mung bestimmter Menschenrechte und 
Grundfreiheiten nicht als Rechtfertigung 
für die Vorenthaltung anderer Menschen­
rechte und Grundfreiheiten dienen kann, 

— in der Auffassung, daß der Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit wesentliche 
Elemente einer Verwirklichung des Rechts 
auf Entwicklung sind, 

— erneut erklärend, daß zwischen Abrüstung 
und Entwicklung ein enger Zusammen­
hang besteht, daß Fortschritte im Abrü­
stungsbereich in erheblichem Maße zu 
Fortschritten im Entwicklungsbereich bei­
tragen würden und daß die durch Abrü­
stungsmaßnahmen freiwerdenden Res­
sourcen für die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung und das Wohl aller Völker, 
insbesondere der der Entwicklungsländer, 
eingesetzt werden sollten, 

— davon ausgehend, daß der Mensch zentra­
les Subjekt des Entwicklungsprozesses ist 
und daß jede Entwicklungspolitik ihn da­
her zum Hauptträger und -nutznießer der 
Entwicklung machen sollte, 

— im Hinblick darauf, daß es Hauptverant­
wortung der jeweiligen Staaten ist, Bedin­
gungen zu schaffen, die der Entwicklung 
von Völkern und Einzelpersonen förder­
lich sind, 

— sich dessen bewußt, daß auf internationa­
ler Ebene unternommene Bemühungen um 
die Förderung und den Schutz der Men­
schenrechte mit Bemühungen um die Er­
richtung einer neuen internationalen Wirt­
schaftsordnung einhergehen sollten, 

— in Bekräftigung dessen, daß das Recht auf 
Entwicklung ein unveräußerliches Men­
schenrecht ist und daß Gleichheit der Ent­
wicklungschancen ein Vorrecht der Natio­
nen wie auch der Einzelpersonen ist, aus 
denen die Nationen sich zusammenset­
zen, 

> verkündet die folgende Erklärung zum 
Recht auf Entwicklung: 

Artikel 1 
(1) Das Recht auf Entwicklung ist ein unver­
äußerliches Menschenrecht, kraft dessen alle 
Menschen und Völker Anspruch darauf ha­
ben, an einer wirtschaftlichen, sozialen, kul­
turellen und politischen Entwicklung, in der 
alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll 
verwirklicht werden können, teilzuhaben, 
dazu beizutragen und daraus Nutzen zu zie­
hen. 
(2) Das Menschenrecht auf Entwicklung be­
dingt auch die volle Verwirklichung des 
Rechts der Völker auf Selbstbestimmung, 
wozu vorbehaltlich der entsprechenden Be­
stimmungen der beiden internationalen Men­
schenrechtspakte auch die Ausübung ihres 
unveräußerlichen Rechts auf uneingeschränk­
te Souveränität über alle ihre natürlichen 
Reichtümer und Ressourcen gehört. 
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Artikel 2 
(1) Der Mensch ist zentrales Subjekt der Ent­
wicklung und sollte aktiver Träger und Nutz­
nießer des Rechts auf Entwicklung sein. 
(2) Alle Menschen tragen einzeln und gemein­
schaftlich Verantwortung für die Entwick­
lung, wobei die Notwendigkeit der uneinge­
schränkten Achtung ihrer Menschenrechte 
und Grundfreiheiten sowie ihre Pflichten ge­
genüber der Gemeinschaft zu berücksichtigen 
sind, die allein die freie und volle Entfaltung 
des Menschen gewährleisten kann, und sie 
sollten daher eine der Entwicklung gemäße 
politische, soziale und wirtschaftliche Ord­
nung fördern und schützen. 
(3) Die Staaten haben das Recht und die 
Pflicht, geeignete nationale Entwicklungspo­
litiken aufzustellen, die die stetige Steigerung 
des Wohls der gesamten Bevölkerung und al­
ler Einzelpersonen auf der Grundlage ihrer 
aktiven, freien und sinnvollen Teilhabe an der 
Entwicklung und an einer gerechten Vertei­
lung der daraus erwachsenden Vorteile zum 
Ziel haben. 

Artikel 3 
(1) Die Staaten tragen die Hauptverantwor­
tung für die Schaffung nationaler und inter­
nationaler Bedingungen, die der Verwirkli­
chung des Rechts auf Entwicklung förderlich 
sind. 
(2) Die Verwirklichung des Rechts auf Ent­
wicklung erfordert die uneingeschränkte 
Achtung der Grundsätze des Völkerrechts be­
treffend die freundschaftlichen Beziehungen 
und die Zusammenarbeit zwischen den Staa­
ten im Sinne der Charta der Vereinten Natio­
nen. 
(3) Die Staaten haben die Pflicht, miteinander 
zusammenzuarbeiten, um Entwicklung her­
beizuführen und Entwicklungshindernisse zu 
beseitigen. Die Staaten sollten ihre Rechte so 
wahrnehmen und ihren Pflichten so nach­
kommen, daß hierdurch eine neue internatio­
nale Wirtschaftsordnung auf der Grundlage 
der souveränen Gleichheit, der Interdepen-
denz, der gemeinsamen Interessen und der 
Zusammenarbeit zwischen allen Staaten so­
wie die Wahrung und Verwirklichung der 
Menschenrechte gefördert werden. 

Artikel 4 
(1) Die Staaten haben die Pflicht, einzeln und 
gemeinschaftlich Maßnahmen zur Aufstel­
lung internationaler Entwicklungspolitiken 
zu ergreifen, die darauf gerichtet sind, die vol­
le Verwirklichung des Rechts auf Entwick­
lung zu erleichtern. 
(2) Zur Förderung einer rascheren Entwick­
lung der Entwicklungsländer sind konsequen­
te Maßnahmen erforderlich. Ergänzend zu 
den Anstrengungen der Entwicklungsländer 
ist eine wirksame internationale Zusammen­
arbeit unerläßlich, damit diese Länder die ge­
eigneten Mittel und Einrichtungen erhalten, 
um ihre umfassende Entwicklung weiter vor­
antragen zu können. 

Artikel 5 
Die Staaten ergreifen energische Maßnahmen, 
um die massiven und flagranten Verletzungen 
der Menschenrechte von Völkern und Men­
schen zu beseitigen, die von Situationen be­
troffen sind, wie sie durch Apartheid, alle For­
men des Rassismus und der rassischen Diskri­
minierung, Kolonialismus, Fremdherrschaft 
und ausländische Besetzung, Aggression, 
fremde Einmischung und Bedrohungen der 
nationalen Souveränität, nationalen Einheit 
und territorialen Integrität, Kriegsdrohungen 
sowie die Weigerung, das Grundrecht der Völ­
ker auf Selbstbestimmung anzuerkennen, ver­
ursacht werden. 

Artikel 6 
(1) Alle Staaten sollten mit dem Ziel zusam­
menarbeiten, die universale Achtung und 

Wahrung aller Menschenrechte und Grund­
freiheiten für alle ohne jeden Unterschied der 
Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der 
Religion zu fördern, zu unterstützen und zu 
festigen. 
(2) Alle Menschenrechte und Grundfreiheiten 
sind unteilbar und interdependent; der Reali­
sierung, der Förderung und dem Schutz der 
bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte sollten glei­
che Aufmerksamkeit und dringliche Beach­
tung geschenkt werden. 
(3) Die Staaten sollten Maßnahmen zur Besei­
tigung von Entwicklungshindernissen ergrei­
fen, die sich aus der Nichtbeachtung bürgerli­
cher und politischer sowie wirtschaftlicher, 
sozialer und kultureller Rechte ergeben. 

Artikel 7 
Alle Staaten sollten sich für die Schaffung, 
Wahrung und Festigung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit einsetzen und 
zu diesem Zweck alles in ihren Kräften Ste­
hende tun, um eine allgemeine und vollständi­
ge Abrüstung unter wirksamer internationa­
ler Kontrolle herbeizuführen und um sicher­
zustellen, daß die durch effektive Abrüstungs­
maßnahmen freigesetzten Ressourcen für eine 
umfassende Entwicklung, insbesondere der 
Entwicklungsländer, verwendet werden. 

Artikel 8 
(1) Die Staaten sollten auf nationaler Ebene 
alles Erforderliche zur Verwirklichung des 
Rechts auf Entwicklung tun und gewährlei­
sten unter anderem die Chancengleichheit für 
alle beim Zugang zu Grundressourcen, Erzie­
hung, Gesundheitsdiensten, Nahrung, Unter­
kunft, Arbeit und einer gerechten Einkom­
mensverteilung. Durch wirksame Maßnah­
men sollte sichergestellt werden, daß Frauen 
im Entwicklungsprozeß eine aktive Rolle 
spielen. Es sollten geeignete wirtschaftliche 
und soziale Reformen mit dem Ziel vorgenom­
men werden, alle sozialen Ungerechtigkeiten 
auszumerzen. 
(2) Die Staaten sollten die Mitwirkung der 
Bevölkerung an allen Bereichen als eine wich­
tige Voraussetzung für die Entwicklung und 
die volle Verwirklichung aller Menschenrech­
te fördern. 

Artikel 9 
(1) Alle in dieser Erklärung niedergelegten 
Aspekte des Rechts auf Entwicklung sind un­
teilbar und interdependent und sollten jeweils 
im Gesamtzusammenhang gesehen werden. 
(2) Keine Bestimmung dieser Erklärung ist 
dahingehend auszulegen, daß sie im Wider­
spruch zu den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen stehe, beziehungsweise 
daß sich daraus das Recht eines Staates, einer 
Gruppe oder einer Person ableiten lasse, eine 
Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung vor­
zunehmen, die auf die Verletzung der in der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
und in den internationalen Menschenrechts­
pakten festgelegten Rechte abzielt. 

Artikel 10 
Durch geeignete Maßnahmen sollte für die 
volle Ausübung und den fortschreitenden 
Ausbau des Rechts auf Entwicklung gesorgt 
werden, so auch durch die Formulierung, Ver­
abschiedung und Implementierung politi­
scher, gesetzgeberischer und sonstiger Maß­
nahmen auf nationaler und internationaler 
Ebene. 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Recht auf Entwicklung. — Resolu­
tion 41/133 vom 4. Dezember 1986 

Die Generalversammlung 
> erklärt: 
Die Realisierung des Rechts auf Entwicklung 

erfordert konzertierte internationale und na­
tionale Anstrengungen, die darauf gerichtet 
sind, im Einklang mit der Erklärung und dem 
Aktionsprogramm zur Errichtung einer neuen 
internationalen Wirtschaftsordnung, mit der 
Internationalen Entwicklungsstrategie für die 
Dritte Entwicklungsdekade der Vereinten 
Nationen und der Charta der wirtschaftlichen 
Rechte und Pflichten der Staaten wirtschaft­
liche Not, Hunger und Krankheit überall in 
der Welt ohne Diskriminierung zu beseiti­
gen. 
Zu diesem Zweck sollte die internationale Zu­
sammenarbeit darauf ausgerichtet sein, ein 
stabiles und kontinuierliches Wirtschafts­
wachstum zu erhalten und gleichzeitig Maß­
nahmen zu setzen, um die zu Vorzugsbedin­
gungen vergebene Hilfe an die Entwicklungs­
länder zu erhöhen, weltweite Ernährungssi­
cherheit aufzubauen, das Verschuldungs­
problem zu lösen, Handelsschranken zu besei­
tigen, Währungsstabilität zu fördern und die 
wissenschaftliche und technologische Zusam­
menarbeit zu verstärken. 
Abstimmungsergebnis: +133; - 1 1 : Belgien, 

Deutschland (Bundesrepublik), Frank­
reich, Großbritannien, Italien, Japan, Ka­
nada, Luxemburg, Niederlande, Portugal, 
Vereinigte Staaten; =12: Australien, Baha­
mas, Dänemark, Finnland, Griechenland, 
Irland, Island, Israel, Norwegen, Öster­
reich, Schweden, Spanien. 

M e n s c h e n r e c h t e 
GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 

Unteilbarkeit und Interdependenz der 
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, 
bürgerlichen und politischen Rechte. — 
Resolution 41/117 vom 4. Dezember 1986 

Die Generalversammlung, 
— eingedenk der nach der Charta der Verein­

ten Nationen bestehenden Verpflichtung 
der Staaten, den sozialen Fortschritt und 
einen besseren Lebensstandard in größerer 
Freiheit sowie die allgemeine Achtung und 
Wahrung der Menschenrechte und Grund­
freiheiten für alle ohne Unterschied der 
Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder 
der Religion zu fördern, 

— in Bekräftigung der Allgemeinen Erklä­
rung der Menschenrechte, des Internatio­
nalen Paktes über bürgerliche und politi­
sche Rechte, des Internationalen Paktes 
über wirtschaftliche, soziale und kulturel­
le Rechte und der Erklärung über Fort­
schritt und Entwicklung im Sozialbe­
reich, 

— daran erinnernd, daß in der Präambel der 
Internationalen Menschenrechtspakte an­
erkannt wird, daß das Ideal vom freien 
Menschen, der frei von Furcht und Not 
lebt, nur verwirklicht werden kann, wenn 
Verhältnisse geschaffen werden, in denen 
jeder seine wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte ebenso wie seine bür­
gerlichen und politischen Rechte genießen 
kann, 

— eingedenk dessen, daß 1986 der zwanzigste 
Jahrestag der Verabschiedung der Interna­
tionalen Menschenrechtspakte begangen 
wird, 

— unter Hinweis auf ihre Resolution 40/114 
vom 13. Dezember 1985, 

— in Bekräftigung ihrer Resolution 32/130 
vom 16. Dezember 19 7 7, in der es heißt, daß 
alle Menschenrechte und Grundfreiheiten 
unteilbar sind und wechselseitig voneinan­
der abhängen und daß die Förderung und 
der Schutz einer Kategorie von Rechten die 
Staaten niemals der Verpflichtung zur 
Förderung und zum Schutz der anderen 
Rechte enthebt oder entbindet, 

— davon überzeugt, daß der Verwirklichung, 
der Förderung und dem Schutz der bürger-
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liehen und politischen Rechte wie auch der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte gleiche Aufmerksamkeit und drin­
gende Beachtung geschenkt werden sollte, 

— in dem Wunsch, alle Hindernisse aus dem 
Weg zu räumen, die der vollen Verwirkli­
chung der Menschenrechte im Wege ste­
hen, insbesondere Kolonialismus, Neoko­
lonialismus, Rassismus, alle Formen der 
rassischen Diskriminierung, Apartheid, 
fremde Intervention, Besetzung, Aggres­
sion, Diskriminierung und Fremdherr­
schaft, 

— in Anerkennung des grundlegenden Rechts 
eines jeden Volkes, die volle Souveränität 
über seine Naturschätze und seine natürli­
chen Ressourcen auszuüben, 

— erneut erklärend, daß zwischen Abrüstung 
und Entwicklung ein enger Zusammen­
hang besteht, daß Fortschritte auf dem Ge­
biet der Abrüstung eine sehr förderliche 
Wirkung auf Fortschritte im Entwick­
lungsbereich ausüben würden und daß die 
durch Abrüstungsmaßnahmen freigesetz­
ten Ressourcen zur wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung und zum Wohl aller 
Völker, insbesondere jener der Entwick­
lungsländer, verwendet werden sollten, 

— in der Erkenntnis, daß die Verwirklichung 
des Rechts auf Entwicklung zur Förderung 
der Wahrnehmung der wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte beitragen 
könnte, 

— unter Hinweis auf die Resolutionen 
1985/42 vom 14. März 1985 und 1986/15 
vom 10. März 1986 der Menschenrechts­
kommission, in denen die Kommission er­
klärt hat, daß der Verwirklichung, der För­
derung und dem Schutz der wirtschaftli­
chen, sozialen und kulturellen Rechte im 
Rahmen des Systems der Vereinten Natio­
nen nicht genügend Aufmerksamkeit ge­
widmet worden ist, 

— mit dem Ersuchen an den Generalsekretär, 
seine Bemühungen im Rahmen des Pro­
gramms für Beratungsdienste zu verstär­
ken, die den Staaten bei der Verwirkli­
chung, der Förderung und dem Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten ge­
boten werden, die in den Internationalen 
Menschenrechtspakten und in anderen In­
strumenten der Vereinten Nationen im Be­
reich der Menschenrechte niedergelegt 
sind, 

1. appelliert an alle Staaten, eine Politik zu 
verfolgen, die auf die Verwirklichung, die 
Förderung und den Schutz der wirtschaft­
lichen, sozialen, kulturellen, bürgerlichen 
und politischen Rechte ausgerichtet ist; 

2. fordert alle Staaten auf, an der Schaffung 
von Verhältnissen auf staatlicher wie auch 
auf internationaler Ebene mitzuwirken, 
die der Wahrnehmung aller Menschen­
rechte und Grundfreiheiten förderlich 
sind; 

3. ersucht die Menschenrechtskommission, 
sich weiterhin mit der Verwirklichung der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte zu befassen und der Generalver­
sammlung auf ihrer zweiundvierzigsten 
Tagung auf dem Weg über den Wirt­
schafts- und Sozialrat ihre Auffassungen 
und Empfehlungen zu diesen Menschen­
rechten vorzulegen; 

4. begrüßt die durch den Wirtschafts- und 
Sozialrat erfolgte Einsetzung des Aus­
schusses für wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte, der ab 1987 mit der 
wichtigen Aufgabe betraut sein wird, die 
Durchführung des Internationalen Paktes 
über wirtschaftliche, soziale und kulturel­
le Rechte zu überwachen; 

5. bittet den Generalsekretär nachdrücklich, 
im Rahmen der vorhandenen Ressourcen 
gezielte Maßnahmen zu ergreifen, um den 
Ausschuß für wirtschaftliche, sociale und 
kulturelle Rechte in der Öffentlichkeit be­
kannt zu machen, und dafür Sorge zu tra­

gen, daß er uneingeschränkte administra­
tive Unterstützung erhält, damit er in 
wirksamer Weise seinen Aufgaben nach­
kommen kann; 

6. bekräftigt, wie wichtig und sachdienlich 
die Berichte, die dem Menschenrechtsaus­
schuß und dem Ausschuß für wirtschaftli­
che, soziale und kulturelle Rechte von den 
Vertragsstaaten der Internationalen Men­
schenrechtspakte vorgelegt werden, für die 
im Rahmen des Systems der Vereinten Na­
tionen durchgeführten Programme und 
Aktivitäten sind; 

7. beschließt, die Frage der Unteilbarkeit und 
Interdependenz der wirtschaftlichen, so­
zialen, kulturellen, bürgerlichen und poli­
tischen Rechte auf ihrer zweiundvierzig­
sten Tagung unter dem Punkt »Internatio­
nale Menschenrechtspakte< zu erörtern. 

Abstimmungsergebnis: +129; - 1 : Vereinigte 
Staaten; =25 (meist westliche Staaten). 

Über den Absatz 9 der Präambel wurde zuvor 
separat abgestimmt: +131; - 9 : Belgien, 
Deutschland (Bundesrepublik), Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Kanada, Luxemburg, 
Niederlande, Vereinigte Staaten; =15. 

Recht auf Eigentum 
GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 

Achtung des Rechts eines jeden Menschen, 
allein oder gemeinschaftlich mit anderen 
Eigentum zu besitzen, und dessen Beitrag 
zur wirtschaftlichen und sozialen Ent­
wicklung der Mitgliedstaaten. — Resolu­
tion 41/132 vom 4. Dezember 1986 

Die Generalversammlung, 
— geleitet von dem Wunsch, einen höheren 

Lebensstandard, Vollbeschäftigung und 
Bedingungen für die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung zu fördern, die die 
bestmögliche Nutzung der menschlichen 
Ressourcen begünstigen, 

— in Bekräftigung der in der Allgemeinen Er­
klärung der Menschenrechte verankerten 
Grundsätze, 

— im Hinblick darauf, daß die Staaten das 
Recht haben, ihr jeweiliges politisches, so­
ziales, wirtschaftliches und kulturelles Sy­
stem frei zu wählen und zu gestalten, sowie 
im Hinblick darauf, daß sie das Recht ha­
ben, sich ihre eigenen Gesetze und sonsti­
gen Vorschriften zu geben, 

— ferner im Hinblick darauf, daß alle Völker 
für ihre eigenen Zwecke frei über ihre na­
türlichen Reichtümer und Mittel verfügen 
können, unbeschadet aller Verpflichtun­
gen, die aus der internationalen wirt­
schaftlichen Zusammenarbeit auf der 
Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie 
aus dem Völkerrecht erwachsen, und daß 
in keinem Falle ein Volk seiner eigenen 
Existenzmittel beraubt werden darf, 

— in der Überzeugung, daß es zur Erreichung 
der in der Charta der Vereinten Nationen 
verankerten Ziele der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung beiträgt, wenn alle 
Menschen uneingeschränkt ihr Recht 
wahrnehmen, allein oder gemeinschaftlich 
mit anderen Eigentum zu besitzen, 

— ferner in der Überzeugung, daß das Recht 
eines jeden Menschen, allein oder gemein­
schaftlich mit anderen Eigentum zu besit­
zen, das in Artikel 17 der Allgemeinen Er­
klärung der Menschenrechte niedergelegt 
ist und in Ziffer 11 der Erklärung über die 
Rechte der Behinderten und Artikel 16 der 
Konvention zur Beseitigung jeder Form 
von Diskriminierung der Frau bekräftigt 
wird, insofern von besonderer Bedeutung 
ist, als es die umfassendere Wahrnehmung 
anderer grundlegender Menschenrechte 
begünstigt, 

— bekräftigend, daß gemäß Artikel29 der 
Allgemeinen Erklärung der Menschen­

rechte jeder Mensch in Ausübung seiner 
Rechte und Freiheiten nur den Beschrän­
kungen unterworfen ist, die das Gesetz 
ausschließlich zu dem Zwecke vorsieht, die 
gebührende Anerkennung und Achtung 
der Rechte und Freiheiten anderer zu ge­
währleisten und den gerechten Anforde­
rungen der Moral, der öffentlichen Ord­
nung und der allgemeinen Wohlfahrt in ei­
ner demokratischen Gesellschaft zu genü­
gen, 

— unter Hinweis auf die mit dem Recht des 
einzelnen auf Eigentum zusammenhän­
genden Grundsätze, die in den entspre­
chenden Artikeln der regionalen Men­
schenrechtsübereinkünfte der Organisa­
tion der Amerikanischen Staaten, der Or­
ganisation der Afrikanischen Einheit und 
des Europarats verankert sind, 

1. erkennt an, daß es in den Mitgliedstaaten 
zahlreiche Rechtsformen des Eigentums 
gibt, so auch privates, gemeinschaftliches 
und staatliches Eigentum, die durch die 
Schaffung solider Grundlagen für politi­
sche, wirtschaftliche und soziale Gerech­
tigkeit alle zur Gewährleistung einer ef­
fektiven Entwicklung und Nutzung der 
menschlichen Ressourcen beitragen soll­
ten; 

2. unterstreicht die Rolle der Eigeninitiative 
als Ressource von unschätzbarem Wert für 
die Förderung der wirtschaftlichen und so­
zialen Entwicklung; 

3. erklärt in Übereinstimmung mit Artikel30 
der Allgemeinen Erklärung der Menschen­
rechte, daß die Erklärung, so auch das 
Recht eines jeden Menschen, allein oder 
gemeinschaftlich mit anderen Eigentum zu 
besitzen, nicht so ausgelegt werden darf, 
daß sie für einen Staat, eine Gruppe oder 
eine Person das Recht begründen, eine Tä­
tigkeit auszuüben oder eine Handlung zu 
begehen, die auf die Abschaffung der in der 
Erklärung angeführten Rechte und Frei­
heiten hinzielen; 

4. bittet die Regionalkommissionen, den Zu­
sammenhang zwischen der vollen Wahr­
nehmung des in Artikel 17 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte niederge­
legten Rechts eines jeden Menschen, allein 
oder gemeinschaftlich mit anderen Eigen­
tum zu besitzen, und der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung der Mitglied­
staaten zu untersuchen; 

5. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen 
der vorhandenen Mittel und unter Berück­
sichtigung der Auffassungen der Mitglied­
staaten, der Sonderorganisationen und der 
anderen zuständigen Gremien des Systems 
der Vereinten Nationen einen Bericht zu 
erstellen 
a) über den Zusammenhang zwischen der 

vollen Wahrnehmung der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten durch den 
einzelnen, insbesondere des in Arti­
kel 17 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte niedergelegten Rechts 
eines jeden Menschen, allein oder ge­
meinschaftlich mit anderen Eigentum 
zu besitzen, und der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung der Mitglied­
staaten; 

b) über die Rolle des in Artikel 17 der All­
gemeinen Erklärung der Menschen­
rechte niedergelegten Rechts eines je­
den Menschen, allein oder gemein­
schaftlich mit anderen Eigentum zu be­
sitzen, für die Gewährleistung der un­
eingeschränkten und freien Partizipa­
tion des einzelnen an den wirtschaftli­
chen und sozialen Systemen der Staa­
ten; 

6. bittet die Mitgliedstaaten, dem Generalse­
kretär ihre Auffassungen zum Gegenstand 
seines Berichts mitzuteilen; 

7. bittet die Sonderorganisationen und ande­
ren zuständigen Gremien des Systems der 
Vereinten Nationen, dem Generalsekretär 
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ihre Auffassungen zum Gegenstand seines 
Berichts mitzuteilen; 

8. ersucht den Generalsekretär, der General­
versammlung auf ihrer dreiundvierzigsten 
Tagung auf dem Wege über den Wirt­
schafts- und Sozialrat über seine Feststel­
lungen Bericht zu erstatten; 

9. ersucht ferner um die Erstattung eines vor­
läufigen mündlichen Berichts zu dieser 
Frage an die zweiundvierzigste Tagung der 
Generalversammlung; 

10. bittet die Menschenrechtskommission, auf 
ihrer dreiundvierzigsten Tagung die Be­
handlung des Rechts eines jeden Menschen 
wiederaufzunehmen, allein oder gemein­
schaftlich mit anderen Eigentum zu besit­
zen; 

11. beschließt, diese Frage auf ihrer zweiund­
vierzigsten Tagung unter dem Punkt Wei ­
tere im Rahmen des Systems der Vereinten 
Nationen in Frage kommende Ansätze und 
Möglichkeiten zur besseren Sicherung der 
effektiven Wahrnehmung der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten< zu behan­
deln. 

Abstimmungsergebnis: +109; - 0 ; =41. 

Unternehmertum 
GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 

Rolle der einheimischen Unternehmer in 
der wirtschaftlichen Entwicklung. — Re­
solution 41/182 vom 8. Dezember 1986 

Die Generalversammlung, 
— erneut erklärend, daß jedes Land das Recht 

hat, entsprechend dem von ihm gewählten 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystem und 
gemäß seinen Prioritäten seine Zielsetzun­
gen festzulegen, sich um die Erfüllung sei­
ner Entwicklungspläne zu bemühen, den 
öffentlichen und den privaten Sektor sei­
ner Volkswirtschaft zu stärken und die Er­
schließung seiner Humanressourcen zu 
fördern, 

— in Anerkennung dessen, daß die interna­
tionale Gemeinschaft, insbesondere die 
entwickelten Länder, dafür verantwort­
lich ist, eingedenk der Gesamt- und Ein­
zelziele der Internationalen Entwicklungs­
strategie für die Dritte Entwicklungsdeka­
de der Vereinten Nationen gerechte welt­
wirtschaftliche Rahmenbedingungen, die 
die Entwicklung der Entwicklungsländer 
begünstigen, zu fördern und sich um die 
Schaffung solcher Bedingungen zu bemü­
hen, 

— ferner in Anerkennung der Rolle und der 
Verantwortlichkeit jeder einzelnen Regie­
rung bei der Förderung der Entwicklung 
und der Schaffung entsprechender günsti­
ger Rahmenbedingungen, 

— in Bekräftigung ihrer Resolution 34/137 
vom 14. Dezember 1979 über die Rolle des 
öffentlichen Sektors bei der Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung der Ent­
wicklungsländer sowie der Resolutionen 
des Wirtschafts- und Sozialrats 1985/10 
vom 28. Mai 1985 über öffentliche Verwal­
tung und öffentliches Finanzwesen im 
Dienste der Entwicklung sowie 1986/73 
vom 23. Juli 1986 über die Erschließung der 
Humanressourcen, 

— feststellend, daß einheimische Unterneh­
mer eine entscheidende und positive Rolle 
bei der Mobilisierung von Ressourcen und 
bei der Förderung des Wirtschaftswach­
stums und der sozio-ökonomischen Ent­
wicklung spielen können, 

— in dem Bewußtsein, daß zahlreiche Länder 
aktiv bemüht sind, einheimische Unter­
nehmer zu fördern, zu unterstützen und 
ihre Effektivität zu verbessern, wenn es 
darum geht, die Produktionskapazitäten 
auszubauen und zu modernisieren, insbe­
sondere durch Produktivitätssteigerung 
und Verbesserung der technologischen Fä­

higkeiten, und generell einen Beitrag zum 
Entwicklungsprozeß zu leisten, 

— eingedenk dessen, daß die Förderung und 
Entwicklung eines einheimischen Unter­
nehmertums einen dynamischen Kapital­
bildungsprozeß in den Entwicklungslän­
dern voraussetzt, der wiederum von den 
finanziellen und technischen Ressourcen 
sowie vom verbesserten Zugang dieser 
Länder zu den Absatzmärkten abhängt, 

— in der Erkenntnis, daß der Mensch die trei­
bende Kraft und die Inspiration des sozia­
len und wirtschaftlichen Fortschritts ist, 

1. bittet den Generalsekretär und die in Be­
tracht kommenden Organe, Organisatio­
nen und Gremien des Systems der Verein­
ten Nationen, so die Regionalkommissio­
nen, das Entwicklungsprogramm der Ver­
einten Nationen, die Internationale Ar­
beitsorganisation, das Internationale Han­
delszentrum UNCTAD/GATT, die Organi­
sation der Vereinten Nationen für indu­
strielle Entwicklung und die Weltbank, so­
wie die regionalen Entwicklungsbanken, 
im Rahmen ihrer Mandate, Programme 
und Prioritäten 
a) die Bemühungen der Staaten um die 

Förderung einheimischer Unternehmer 
im privaten und öffentlichen Sektor 
und/oder in anderen Sektoren gemäß 
ihren innerstaatlichen Gesetzen, Priori­
täten und Rechtsvorschriften unter an­
derem durch Projekte der Technischen 
Zusammenarbeit weiterhin zu unter­
stützen; 

b) den praktischen Informations- und Er­
fahrungsaustausch zwischen allen 
Ländern in bezug auf die Rolle einhei­
mischer Unternehmer in der wirtschaft­
lichen Entwicklung zu erleichtern; 

2. ersucht den Generalsekretär, zu untersu­
chen, welche Maßnahmen auf nationaler 
und internationaler Ebene ergriffen wer­
den können, um den Beitrag der einheimi­
schen Unternehmer im privaten wie auch 
im öffentlichen Sektor zur wirtschaftli­
chen Entwicklung der Entwicklungslän­
der zu erhöhen, sich dabei auf die im Sy­
stem der Vereinten Nationen bereits lau­
fenden Arbeiten zu stützen und auf die 
Notwendigkeit Bedacht zu nehmen, daß 
Doppelarbeit und doppelte Kosten vermie­
den werden, und der Generalversammlung 
auf ihrer dreiundvierzigsten Tagung auf 
dem Weg über den Wirtschafts- und Sozi­
alrat darüber Bericht zu erstatten. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

A I D S 
GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 

Verhütung und Bekämpfung von AIDS 
(Syndrom der erworbenen Immunschwä­
che). - Resolution 42/8 vom 26. Oktober 
1987 

Die Generalversammlung, 
— zutiefst besorgt darüber, daß das Syndrom 

der erworbenen Immunschwäche (AIDS), 
das von einem oder mehreren natürlich 
vorkommenden Retroviren unbestimmten 
Ursprungs verursacht wird, alle Regionen 
der Welt in Mitleidenschaft ziehende, pan-
demiehaf te Ausmaße angenommen hat und 
die Erreichung des angestrebten Ziels, die 
Gesundheit aller sicherzustellen, ernstlich 
gefährdet, 

— nach Behandlung der Resolution WHA 
40.26 der WeltgesundheitsVersammlung 
vom 15. Mai 1987 über die Globale Strate­
gie zur AIDS-Verhütung und -Bekämp­
fung sowie der Resolution 1987/75 des 
Wirtschafts- und Sozialrats vom 8. Juli 
1987 über die AIDS-Verhütung und 
-Bekämpfung, 

— in Anerkennung der unbestrittenen Füh­
rungsrolle und der unverzichtbaren welt­
weiten Leitungs- und Koordinierungsauf­
gabe der Weltgesundheitsorganisation bei 
der AIDS-Verhütung, -Bekämpfung und 
-Aufklärung und in der diesbezüglichen 
Forschungs- und Öffentlichkeitsarbeit so­
wie in Anerkennung der entscheidenden 
Bedeutung, die dem AIDS-Sonderpro-
gramm der Weltgesundheitsorganisation 
in diesem Zusammenhang zukommt, 

1. spricht der Weltgesundheitsorganisation 
ihre Anerkennung aus für ihre Anstren­
gungen im Hinblick auf eine weltweite 
AIDS-Verhütung und -Bekämpfung sowie 
insbesondere für ihre Unterstützung der 
nationalen AIDS-Programme und regio­
nalen Aktivitäten, so auch des Minister-
treffens der asiatischen und pazifischen 
Staaten in Sydney und der demnächst in 
London stattfindenden , Weltgipfelkonfe­
renz der Gesundheitsminister über AIDS-
Verhütungsprogramme; 

2. bestätigt, daß die Weltgesundheitsorgani­
sation den dringend gebotenen weltweiten 
Kampf gegen AIDS auch weiterhin anfüh­
ren und koordinieren soll; 

3. spricht den Regierungen ihre Anerken­
nung aus, die Maßnahmen in die Wege ge­
leitet haben, um der Globalen Strategie 
der Weltgesundheitsorganisation entspre­
chende nationale AIDS-Verhütungs- und 
-Bekämpfungsprogramme aufzustellen, 
und fordert die anderen Regierungen 
nachdrücklich auf, ebenfalls derartige 
Maßnahmen zu ergreifen; 

4. fordert alle Staaten auf, beim Herangehen 
an das AIDS-Problem die berechtigten 
Anliegen anderer Länder und die Interes­
sen der Beziehungen zwischen den Staaten 
zu berücksichtigen; 

5. bittet die Weltgesundheitsorganisation, 
den Informationsaustausch über AIDS-
Verhütung und -Bekämpfung und die För­
derung entsprechender nationaler und in­
ternationaler Forschungsarbeiten durch 
den weiteren Ausbau von Kooperations­
zentren der Weltgesundheitsorganisation 
und ähnlicher bereits vorhandener Ein­
richtungen zu erleichtern; 

6. ersucht den Generalsekretär, unter Be­
rücksichtigung aller Aspekte des Problems 
in enger Zusammenarbeit mit dem Gene­
raldirektor der Weltgesundheitsorganisa­
tion und unter Inanspruchnahme der be­
stehenden Einrichtungen und Verfahren 
für eine koordinierte Reaktion des Systems 
der Vereinten Nationen auf die AIDS-Pan-
demie zu sorgen, und bittet nachdrücklich 
alle entsprechenden Organisationen des 
Systems der Vereinten Nationen, ein­
schließlich der Sonderorganisationen, die 
bilateralen und multilateralen Organisa­
tionen sowie die nichtstaatlichen Organi­
sationen und freiwilligen Hilfswerke, den 
weltweiten Kampf gegen AIDS in Über­
einstimmung mit der Globalen Strategie 
zu unterstützen; 

7. bittet den Generaldirektor der Weltge­
sundheitsorganisation, der Generalver­
sammlung auf ihrer dreiundvierzigsten 
Tagung auf dem Wege über den Wirt­
schafts- und Sozialrat über die weitere 
Entwicklung der weltweiten AIDS-Seuche 
Bericht zu erstatten, und ersucht den Wirt­
schafts- und Sozialrat, den Bericht seinem 
Mandat gemäß prüfen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

Zypern 
SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Weitere 

Stationierung der Friedenstruppe auf Zy­
pern. — Resolution 597(1987) vom 12. Juni 
1987 
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flikt zwischen Irak und Iran ein Friedens­
bruch vorliegt, 

— tätig werdend nach Artikel 39 und 40 der 
Charta der Vereinten Nationen, 

1. verlangt, daß Irak und Iran, als ersten 
Schritt in Richtung auf eine Verhand­
lungslösung, mit sofortiger Wirkung das 
Feuer einstellen, alle militärischen Aktio­
nen zu Lande, zu Wasser und in der Luft 
beenden sowie unverzüglich alle Streit­
kräfte auf die international anerkannten 
Grenzen zurückziehen; 

2. ersucht den Generalsekretär, eine Gruppe 
von Beobachtern der Vereinten Nationen 
zu entsenden, die die Feuereinstellung und 
den Truppenabzug verifizieren, bestätigen 
und überwachen soll, und ersucht den Ge­
neralsekretär ferner, in Abstimmung mit 
den Parteien die notwendigen Vorkehrun­
gen zu treffen und dem Sicherheitsrat ei­
nen Bericht hierüber vorzulegen; 

3. fordert nachdrücklich, daß die Kriegsge­
fangenen nach der Einstellung der aktiven 
Feindseligkeiten unverzüglich in Überein­
stimmung mit dem Dritten Genfer Abkom­
men vom 12. August 1949 freigelassen und 
in ihre Heimatländer zurückgeführt wer­
den; 

4. fordert Irak und Iran auf, mit dem Gene­
ralsekretär bei der Durchführung dieser 
Resolution und bei den Vermittlungsbe­
mühungen zusammenzuarbeiten, damit 
eine umfassende, gerechte und ehrenhafte, 
für beide Seiten annehmbare Lösung aller 
offenen Fragen in Übereinstimmung mit 
den in der Charta der Vereinten Nationen 
verankerten Grundsätzen erreicht wird; 

5. fordert alle anderen Staaten auf, größte 
Zurückhaltung zu üben und alles zu unter­
lassen, was zu einer weiteren Eskalation 
und Ausweitung des Konflikts führen 
kann, und so die Durchführung dieser Re­
solution zu erleichtern; 

6. ersucht den Generalsekretär, in Abstim­
mung mit Irak und Iran zu klären, ob ein 
unparteiisches Gremium mit der Prüfung 
der Frage der Verantwortlichkeit für den 
Konflikt betraut werden soll, und dem Si­
cherheitsrat baldmöglichst zu berichten; 

7.ist sich des Ausmaßes des während des 
Konflikts entstandenen Schadens und der 
Tatsache bewußt, daß nach Beendigung 
des Konflikts mit geeigneter internationa­
ler Unterstützung Wiederaufbauanstren­
gungen unternommen werden müssen, und 
ersucht den Generalsekretär in diesem Zu­
sammenhang, eine Gruppe von Sachver­
ständigen einzusetzen, die die Frage des 
Wiederaufbaus prüfen soll, und dem Si­
cherheitsrat zu berichten; 

8. ersucht den Generalsekretär ferner, in Ab­
stimmung mit Irak und Iran sowie mit an­
deren Staaten der Region Maßnahmen zur 
Stärkung der Sicherheit und Stabilität der 
Region zu prüfen; 

9. ersucht den Generalsekretär, den Sicher­
heitsrat über die Durchführung dieser Re­
solution fortlaufend zu unterrichten; 

10.beschließt, erforderlichenfalls erneut zu­
sammenzutreten, um weitere Schritte zu 
erwägen, die die Befolgung dieser Resolu­
tion sicherstellen sollen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Nahost 
SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Weiterer 

Einsatz der Interimstruppe für Südliba­
non. - Resolution 599(1987) vom 31. Juli 
1987 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolutionen 

425(1978), 426(1978), 501(1982), 508(1982), 
509(1982) und 520(1982) sowie auf alle sei­
ne Resolutionen zur Lage in Libanon, 

— nach Prüfung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 24. Juli 1987 über die Inte­
rimstruppe der Vereinten Nationen in Li­
banon (S/18990) und Kenntnis nehmend 
von den darin enthaltenen Feststellun­
gen, 

— Kenntnis nehmend von dem Schreiben des 
Ständigen Vertreters Libanons bei den 
Vereinten Nationen an den Generalsekre­
tär, datiert vom 16. Juli 1987 (S/18999), 

— dem Antrag der Regierung Libanons statt­
gebend, 

1. beschließt, das derzeitige Mandat der In­
terimstruppe der Vereinten Nationen in 
Libanon um einen weiteren Interimszeit­
raum von sechs Monaten, das heißt bis zum 
31. Januar 1988, zu verlängern; 

2. erklärt erneut, daß er nachdrücklich für 
die territoriale Integrität, Souveränität 
und Unabhängigkeit Libanons innerhalb 
seiner international anerkannten Grenzen 
eintritt; 

3. unterstreicht erneut das Mandat und die 
allgemeinen Weisungen an die Truppe ge­
mäß dem mit Resolution 426(1978) gebil­
ligten Bericht des Generalsekretärs vom 
19.März 1978 und fordert alle Beteiligten 
auf, die Truppe im Hinblick auf die volle 
Wahrnehmung ihres Auftrags rückhaltlos 
zu unterstützen; 

4. erklärt erneut, daß die Truppe ihren in den 
Resolutionen 425(1978) und 426(1978) so­
wie in allen anderen einschlägigen Resolu­
tionen festgelegten Auftrag voll wahrzu­
nehmen hat; 

5. ersucht den Generalsekretär, die Konsul­
tationen über die Durchführung dieser Re­
solution mit der Regierung Libanons und 
den anderen direkt Beteiligten fortzuset­
zen und dem Sicherheitsrat darüber Be­
richt zu erstatten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Der Sicherheitsrat, 
— angesichts des Berichts des Generalsekre­

tärs vom 29. Mai 1987 (S/18880 mit Add.l) 
über die Operationen der Vereinten Natio­
nen auf Zypern, 

— ferner angesichts der Empfehlung des Ge­
neralsekretärs, der Sicherheitsrat möge die 
Stationierung der Friedenssicherungs­
truppe der Vereinten Nationen auf Zypern 
um weitere sechs Monate verlängern, 

— weiterhin angesichts der Zustimmung der 
Regierung Zyperns zu der Auffassung, daß 
es angesichts der Verhältnisse auf der Insel 
notwendig ist, die Truppe auch über den 
15. Juni 1987 hinaus auf Zypern zu belas­
sen, 

— in Bekräftigung der Bestimmungen von 
Resolution 186(1964) vom 4. März 1964 
und der anderen einschlägigen Resolutio­
nen, 

1. verlängert die Stationierung der gemäß 
Resolution 186(1964) aufgestellten Frie­
denssicherungstruppe der Vereinten Na­
tionen auf Zypern erneut um einen weite­
ren, mit dem 15. Dezember 1987 endenden 
Zeitraum; 

2. ersucht den Generalsekretär, seinen Auf­
trag der Guten Dienste fortzuführen, den 
Sicherheitsrat über die erzielten Fort­
schritte auf dem laufenden zu halten und 
bis 30. November 1987 einen Bericht über 
die Durchführung dieser Resolution vorzu­
legen; 

3. fordert alle beteiligten Parteien auf, die 
Truppe auch weiterhin auf der Grundlage 
des gegenwärtigen Mandats zu unterstüt­
zen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Irak—Iran 
SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Auffor­

derung an Irak und Iran zur Feuereinstel­
lung. - Resolution 598(1987) vom 20. Juli 
1987 

Der Sicherheitsrat, 
— in Bekräftigung seiner Resolution 582 

(1986), 
— tief besorgt darüber, daß trotz seiner wie­

derholten Forderung nach einer Feuerein­
stellung der Konflikt zwischen Irak und 
Iran mit unverminderter Heftigkeit seinen 
Fortgang nimmt und nach wie vor zahlrei­
che Menschen ums Leben kommen sowie 
großer materieller Schaden entsteht, 

— betroffen über die Auslösung und die Fort­
setzung des Konflikts, 

— ferner betroffen über die Bombardierung 
rein ziviler Bevölkerungszentren, die An­
griffe auf neutrale Schiffe oder zivile Flug­
zeuge, die Verletzung des humanitären 
Völkerrechts und anderer Regeln des 
Kriegsrechts und insbesondere den Einsatz 
chemischer Waffen in Verletzung der Ver­
pflichtungen nach dem Genfer Protokoll 
von 1925, 

— tief besorgt über eine mögliche weitere Es­
kalation und Ausweitung des Konflikts, 

— entschlossen, alle militärischen Aktionen 
zwischen Irak und Iran zu beenden, 

— überzeugt, daß eine umfassende, gerechte, 
ehrenhafte und dauerhafte Lösung zwi­
schen Irak und Iran erreicht werden soll­
te, 

— unter Hinweis auf die Bestimmungen der 
Charta der Vereinten Nationen und insbe­
sondere die Verpflichtung aller Mitglied­
staaten, ihre internationalen Streitigkei­
ten durch friedliche Mittel so beizulegen, 
daß der Weltfriede, die internationale Si­
cherheit und die Gerechtigkeit r ieht ge­
fährdet werden, 

— feststellend, daß im Hinblick auf den Kon-

Literaturhinweise 
Hans-Michael Empell: Die Kompetenzen 
des UN-Menschenrechtsausschusses im 
Staatenberichtsverfahren (Art.40 des In­
ternationalen Paktes über bürgerliche 
i . n d politische Rechte) 

Bern etc.: Peter Lang (Europäische 
Hochschulschriften, Reihe H/Rechtswis­
senschaft, Bd.634) 1987 
297 S., 6 5 , - Fr. 

Die Hauptkontrollmodalität nach dem Inter­
nationalen Pakt über bürgerliche und politi­
sche Rechte von 1966 bildet das Berichtsprü­
fungsverfahren (Artikel 40). Obwohl der auf 

Grund des Paktes gebildete Menschenrechts­
ausschuß heute auf eine mehr als zehnjährige 
Praxis zurückblicken kann, sind doch nach 
wie vor wesentliche Einzelheiten dieses Ver­
fahrens ungeklärt. Dies liegt an der mangeln­
den Präzision der Kernbestimmung des Art.40 
Abs.4, wo es schlicht heißt: »Der Ausschuß 
prüft die von den Vertragstaaten eingereich­
ten Berichte. Er übersendet den Vertragstaa­
ten seine eigenen Berichte sowie ihm geeignet 
erscheinende allgemeine Bemerkungen.« We­
der ergibt sich aus diesen beiden Sätzen mit 
der gebotenen Deutlichkeit, welche Hilfsmit­
tel der Ausschuß einsetzen darf, wenn er die 
Berichte prüft, noch läßt sich mit Sicherheit 
eine Aussage darüber treffen, welchen Nie­
derschlag die Ergebnisse der Prüfung finden 
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